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Bericht der Bundesregierung 

über Sofortmaßnahmen zum Abbau des Numerus clausus 


Die Bundesregierung nimmt zum Beschluß des Deut- 
schen Bundestages wie folgt Stellung: 

1 . 

Bereits mehrfach hat die Bundesregierung auf die 
Notwendigkeit hingewiesen, mit aufeinander abge- 
stimmten Maßnahmen jene Krise im Hochschulbe- 
reich zu überwinden, deren quantitative Probleme 
in den Beschränkungen bei der Zulassung zum Stu- 
dium für die Allgemeinheit und die Studienbewer- 
ber ihren empfindlichsten Ausdruck findet. Beson- i 
ders in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der | 
Fraktion der CDU/CSU (Drucksache VI/246) und in 
ihrem Bericht zur Bildungspolitik (Drucksache VI/925) 
hat die Bundesregierung nicht nur die Ursachen und 
die Auswirkungen des Numerus clausus erläutert, 
sondern auch Vorschläge entwickelt, die zum Ziel 
haben, im Zusammenwirken mit den Ländern die 
Zulassungsbeschränkungen sobald wie möglich ab- 
zubauen. 

Die Bundesregierung begrüßt die Gelegenheit, einen 
ersten Bericht über die von ihr eingeleiteten Maß- 
nahmen geben zu können. 


— ein Förderungsprogramm für den wissenschaft- 
lichen Nachwuchs, zu dem ein Gesetzentwurf 
vorbereitet wird. 

IIL 

Die Stellungnahme zu den einzelnen Punkten des 
Beschlusses des Deutschen Bundestages muß im Zu- 
sammenhang mit den soeben skizzierten Überle- 
gungen gesehen werden. 

Allerdings kann die Bundesregierung kaum einen 
der von ihr erwarteten und auch im Beschluß des 
Deutschen Bundestages vom 18. März geforderten 
Schritte allein tun. Die Zuständigkeiten des Bundes 
im Hochschulwesen sind begrenzt. Wesentliche Auf- 
gaben können nur in enger Zusammenarbeit mit den 
Ländern bewältigt werden. 

Die Bundesregierung hat daher die Länder gebeten, 
sich ebenfalls zum Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages zu äußern. Ihre im wesentlichen knappen Stel- 
lungnahmen sind in den folgenden Ausführungen 
zu den einzelnen Punkten des Beschlusses berück- 
sichtigt. 


11 . 


Zu Punkt 1 des Beschlusses des Bundestages 


Die immer noch bestehenden und zum Teil ver- 
schärften Zulassungsbeschränkungen im Hochschul- 
wesen machen deutlich, daß die erheblichen auf die 
quantitative Ausweitung des Hochschulbereichs ge- 
richteten Maßnahmen nicht ausgereicht haben, die | 
Zulassungsbeschränkungen auch nur wesentlich zu 
mildern. Zu den Sofortmaßnahmen muß deshalb eine 
längerfristige Planung treten, die geeignet ist, die 
von der Bundesregierung angestrebte strukturelle, 
organisatorische und quantitative Umgestaltung des 
Hochschulwesens zu ermöglichen. Hier ist ein Pro- | 
gramm zu entwickeln, dessen Realisierung mehrere I 
Jahre erfordert; es wird bisweilen Maßnahmen mit ! 
einer längeren Anlauffrist notwendig machen. Im | 
Rahmen eines solchen auf Veränderung des gesam- j 
ten Hochschulsystems angelegten Programms müs- | 
sen die Maßnahmen zur schon jetzt klar erkenn- | 
baren quantitativen Erweiterung des tertiären Be- ! 
reichs soweit wie möglich und sobald wie möglich 
von allen verantwortlichen Stellen in Angriff ge- | 
nommen werden. Die Bundesregierung ist dazu be- i 
reit. j 

Zu ihren ersten Maßnahmen gehören u. a. j 

— eine erhebliche Erhöhung der Hochschulbaumittel ! 
zusammen mit einem Hochschulbauprogramm, j 

— der Beschluß, eine erste Bildungsanleihe aufzu- I 

legen, ! 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

bis zum 1. Oktober 1970 das Kapazitätsdefizit in 
den einzelnen Disziplinen für die Jahre 1970 bis 
1973 zu berechnen und zentrale Registrierstellen 
mit dem Ziel einer möglichst einheitlichen Ver- 
mittlung von Studienplätzen einzurichten. 

Eine Arbeitsgruppe für Kapazitätsberechnung der 
Hochschul-Informations-System GmbH (HIS), in der 
Vertreter der Kultusministerien, der Westdeutschen 
Rektorenkonferenz, des Wissenschaftsrats und des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft 
mitwirken, hat die bisher entwickelten Kapizitäts- 
modelle eingehend auf ihre Verwendbarkeit zur 
Bestimmung der bestehenden und der zukünftigen 
Kapazitäten untersucht. Nach den bisher vorliegen- 
den Ergebnissen wird es jedoch vorläufig nicht mög- 
lich sein, das Kapazitätsdefizit für die einzelnen 
Fachbereiche der Hochschulen in der Bundesrepublik 
einheitlich zu berechnen. 

Das hat folgende Gründe: 

In ihrer gegenwärtigen Form sind die vorliegenden 
Kapazitätsmodelle noch nicht geeignet, die Kapazi- 
tät für Fächer und für eine Hochschule zuverlässig 
zu bestimmen. 

Trotz der Verbesserungen, die bei der Entwicklung 
von Kapazitätsmodellen erreicht worden sind, ist es 
bisher nicht gelungen, einen Ansatz zu finden, der 
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Raum- und Personalengpässe gleichzeitig und ge- 
trennt ausweist. Es fehlt damit auch noch die Mög- 
lichkeit, einen auftretenden Engpaß im Modell zu 
bewerten: wird etwa im Modell in einem Engpaß 
die Zahl der Studenten dem Engpaß entsprechend 
herabgesetzt, so ist beim gegenwärtigen Stand der 
Modellentwicklung aus einem solchen Modell nicht 
ersichtlich, ob der Engpaß nur durch eine Vermin- 
derung der Zahl der Studenten oder auch durch an- 
dere Maßnahmen beseitigt werden kann. Versuche, 
beispielsweise der Universität Mainz, solche Eng- 
pässe durch Umfragen bei den betroffenen Fachbe- 
reichen festzustellen, sind eine, im ganzen aber noch 
kaum befriedigende Möglichkeit. 

Aufgrund dieser Unzulänglichkeiten der bisher vor- 
liegenden Kapazitätsmodelle ist eine weitere theo- 
retische Entwicklung notwendig. Im Anschluß an 
diese Phase müssen diese Modelle mit einem erheb- 
lichen Zeitaufwand getestet werden. An den Hoch- 
schulen des Landes Baden-Württemberg geschieht 
dies gegenwärtig für die Fächer Biologie, Anglistik 
und Elektrotechnik. In einer zweiten Phase sollen 
Kapazitätsberechnungen für Medizin, Psychologie, 
Romanistik und Chemie durchgeführt werden. 

An zwei Hochschulen sollen darüber hinaus von HIS 
die Ausbildungskapazitäten für alle Fächer ver- 
suchsweise erhoben werden. Mit diesen Unter- 
suchungen, die bis zum Ende des Jahres abgeschlos- 
sen sind, sollen Verflechtungen, die zwischen den 
einzelnen Fächern an einer Hochschule bestehen, für 
die spätere Berechnung der Ausbildungskapazität 
untersucht werden. 

Für die angestrebte Kapazitätsberechnung bei allen 
Hochschulen in der Bundesrepublik müssen zusätz- 
lich statistische Daten erhoben werden, die bisher 
nicht verfügbar sind. Diese Erhebung wird gegen- 
wärtig von HIS an allen Hochschulen der Bundes- 
republik unternommen, so daß zu Beginn des kom- 
menden Jahres mit der Kapazitätsberechnung selbst 
begonnen werden kann. Sie wird wahrscheinlich 
nicht vor Ende 1971 abgeschlossen sein. 

Allerdings muß davor gewarnt werden, an diese Ka- 
pazitätsmodelle allzu große Hoffnungen zu knüpfen. 
Selbst fortgeschrittene Kapazitätsmodelle können 
nur Richtgrößen bieten, weil kein Modell alle wich- 
tigen Einflußgrößen einbeziehen kann. So hängt die 
festgestellte Kapazität von Eingabegrößen — z. B. 
den Lehrverpflichtungen der Hochschullehrer, der 
Gruppengröße, dem Nutzungsgrad von Arbeitsplät- 
zen — ab, die selbst permanenter Änderung schon 
auf Grund der angestrebten Studien- und Hochschul- 
reform unterworfen sind. Eine prinzipielle Schwie- 
rigkeit liegt ferner darin, so rechtzeitig zu aktuellen 
und stabilen Berechnungen zu kommen, daß die auf 
Grund dieser Berechnungen erzielten Ergebnisse 
noch die dann bestehende Lage erfassen. Aus all 
diesen Gründen wird man sich daher mindestens 
noch längere Zeit mit sehr globalen und flexiblen 
Richtwerten begnügen müssen. 

Neben der erforderlichen Berechnung der Ausbil- 
dungskapazitäten ist es erforderlich, den Studien- 
bewerbern und Studenten nach einheitlichen, kon- 
trollierbaren Verfahren vorhandene Studienplätze 
nachzuweisen. Mehrere Länder, darunter Baden- 


Württemberg und Hessen, sind mit unterschied- 
lichem Erfolg bemüht, mit pragmatischen Verfahren 
sicherzustellen, daß in der jew^eiligeri Fachrichtung 
nicht besetzte Studienplätze an einer Hochschule ab- 
gewiesenen Studienbewerbern desselben Faches an 
einer anderen Hochschule zugewiesen werden kön- 
nen. Insgesamt bieten die Versuche, regional und 
auf freiwilliger Basis Studienplätze zu verteilen, 
keine befriedigende Lösung. Auf längere Sicht wird 
eine effektive und überregionale Verteilung von 
Studienplätzen nur mit Hilfe einer zentralen Nach- 
weis- und Vermittlungsstelle möglich sein. Bei die- 
sen Bemühungen kann an die Arbeit und an die Er- 
fahrungen der Zentralen Registrierstelle für die Zu- 
lassung zum Studium der Medizin, Zahnmedizin und 
Tiermedizin in Hamburg angeknüpft werden. 

Die Ständige Konferenz der Kultusminister und die 
Westdeutsche Rektorenkonferenz sind inzwischen 
übereingekommen, die Aufgaben der Zentralen Re- 
gistrierstelle zu erweitern. Sie soll unter der Ver- 
antwortung der Westdeutschen Rektorenkonferenz 
und unter der finanziellen Trägerschaft der Länder 
zu einer zentralen Nachweisstelle für verfügbare 
Studienplätze in den ihr zugeordneten Studiengebie- 
ten ausgebaut werden. 

Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt diese 
Bemühungen um eine zentrale Vermittlung der ver- 
fügbaren Studienplätze: Auf diese Weise wird ver- 
mieden, daß Studienbewerber, die sich erfolgreich 
an mehreren Hochschulen beworben haben, mehr als 
einen Studienplatz belegen und andere Bewerber 
aus diesem Grund abgewiesen werden. Die Bundes- 
regierung hat daher gegenüber den Ländern ihre 
Bereitschaft zur finanziellen Unterstützung der Zen- 
tralen Registrierstelle erklärt. 

Aus den gleichen Gründen sieht der Referentenent- 
wurf eines Hochschulrahmengesetzes ein Verfahren 
vor, daß die Ausnutzung aller verfügbaren Studien- 
plätze bei Bestehen von Zulassungsbeschränkungen 
sicherstellen soll. Grundlage des Verfahrens ist die 
Ermittlung der Studienplätze, die an den Hochschu- 
len des Bundesgebietes jeweils zu Semesterbeginn 
frei sein werden. Diese Erhebungen muß jedes Land 
jährlich für seine Hochschulen durchführen; die Län- 
der unterrichten sich gegenseitig über das Ergebnis 
ihrer Erhebungen. Das Gesamtergebnis ist von je- 
dem Land bekanntzugeben. 

Bestehen für eine Fachrichtung oder einen Studien- 
gang an der Mehrzahl der Hochschulen eines Landes 
Zulassungsbeschränkungen, so soll durch ein zentra- 
les, alle Länder umfassendes Bewerbungsverfahren 
verhindert werden, daß durch Mehrfachbewerbun- 
gen Studienplätze ungenutzt bleiben. 


Zu Punkt 2 und 3 des Beschlusses des Bundestages 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

zusammen mit den Ländern für die Jahre 1970 
bis 1973 Sofortprogramme zu entwickeln, um 
schon jetzt bekannte Engpässe abzubauen und 
neue zu vermeiden; dafür ist die Bereitstellung 
zusätzlicher Mittel durch den Bund unbedingt 
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erforderlich, um bauliche Notmaßnahmen und 
die Besoldung zusätzlicher wissenschaftlicher 
Kräfte über die Jahre zu ermöglichen; 

zunächst die Kapazitäten in den Disziplinen mit 
totalem Numerus clausus zu erhöhen und neue 
Studienkapazitäten im gesamten Hochschulbe- 
reich zu schaffen. 

Die Bundesregierung wird zusammen mit den Län- 
dern alle Anstrengungen unternehmen, um den 
Numerus clausus in allen betroffenen Fachbereichen 
bis 1975 abzubauen und in der Allgemeinen Medizin 
wesentlich zu mildern. Ob hierfür ein geschlossenes, 
vom Planungsausschuß zu beschließendes Sonder- 
programm ausgearbeitet werden soll, oder ob eine 
entsprechende Schwerpunktbildung innerhalb des 
ersten Rahmenplans für den Hochschulbau vorzuzie- 
hen ist, wird weitgehend davon abhängen, in wel- 
chem Umfang die Länder mit ihren Anmeldungen 
zum ersten Rahmenplan bereits dieser Zielvorstel- 
lung Rechnung tragen. 

Durch gemeinsame Bemühungen von Bund und Län- 
dern, die Ausbildungskapazitäten rasch zu erwei- 
tern, konnte der Hochschulbau im Jahr 1970 erheb- 
lich über das im vergangenen Jahr gesetzte Ziel hin- 
aus ausgeweitet werden. Unter Einschluß des 
Schnellbauprogramms, das auf akute und zu erwar- 
tende Kapazitätsengpässe ausgerichtet wurde, wird 
der als Gemeinschaftsaufgabe finanzierte Hochschul- 
bau 1970 ein Gesamtvolumen von nahezu 1,9 Mrd. 
DM erreichen. Von dieser Summe trägt der Bund 


973,6 Millionen DM; das bedeutet nicht nur eine er- 
hebliche nominale Steigerung — von 58 v. H. — 
gegenüber 616 Millionen DM im vergangenen Jahr 
und dem von der früheren Bundesregierung für 1970 
vorgesehenen Betrag von 710 Millionen DM, son- 
dern auch eine bemerkenswerte reale Steigerung 
des finanzierten Bauvolumens, selbst wenn der 
durchschnittliche Preisanstieg im Hochschulbau auf 
15 bis 20 V. H. in der Zeit von 1969 bis 1970 ange- 
setzt wird. Für 1971 zeichnet sich bereits eine Beru- 
higung des Preisanstiegs ab. 

Das von der Bundesregierung im Rahmen ihrer So- 
fortmaßnahmen gegen Zulassungsbeschränkungen 
bereits im Herbst 1969 angeregte Schnellbaupro- 
gramm 1970/71 umfaßt Vorhaben, die einem be- 
stehenden oder drohenden Numerus clausus an der 
jeweiligen Hochschule entgegenwirken. Bis Oktober 
1970 sind in das Programm 92 Vorhaben mit Ge- 
samtkosten von rd. 750 Millionen DM einbezogen 
worden, mit denen nach durchschnittlich 12 bis 18 
Monaten insgesamt rd. 32 000 zusätzliche Arbeits- 
plätze bereitgestellt sein werden. Im laufenden 
Haushaltsjahr sind 205,7 Millionen DM vorgesehen, 
von denen der Bund rd. 145 Millionen DM aufbringt 
und die Länder 60,7 Millionen DM bereitstellen. Das 
unterschiedliche Finanzvolumen zeigt die Bereit- 
schaft des Bundes, durch Leistung zunächst seines 
Anteils die Erstellung der Gebäude zu beschleuni- 
gen. Die folgenden Tabellen zeigen die Aufteilung 
der Schnellbaumaßnahmen nach Ländern und Fach- 
richtungen. 


Aufstellung der Schnellbaumaßnahmen 



Anzahl 

der 

Vor- 

haben 

zusätzliche 

Gesamt- 

kosten 

-TDM- 

Bundesausgaben 

Landes- 

ausgaben 

1970 

Land 

Haupt- 

nutz- 

fläche 

Arbeits- 

plätze 

Anzahl 

Höchst- 

betrag 

1970 

- TDM - 

1971 

Baden-Württemberg 

3 

15 800 

2 050 

65 500 

32 750 

12 000 

20 750 

— 

Bayern 

11 

46421 

6 500 

120 155 

60 077,5 

22 725 

37 352,5 

9 425 

Berlin 

9 

10 626 

1 360 

22 630 

11 315 

5 950 

5 365 

1 950 

Bremen 

2 

15 100 

1 200 

33 520 

16 760 

12 770 

3 990 

1 810 

Hamburg 

11 

10 296 

2 378 

22 444 

1 1 222 

6 180 

5 042 

4 680 

Hessen 

8 

34 035 

3 337 

92 192 

46 096 

15 607 

30 489 

13 297,5 

Niedersachsen 

12 

28 141 

3 675 

50 651 

25 325,5 

14 050 

11 275,5 

400 

Nordrhein-Westfalen . . 

28 

60 211 

8 927 

116 620,2 

58 310 

44 385 

13 925 

25 018 

Rheinland-Pfalz .... 

2 

8 535 

820 

17 458 

8 729 

4 500 

4 229 

2 500 

Saarland 

3 

8 150 

1 097 

14 100 

7 050 

4 500 

2 550 

150 

Schleswig-Holstein . . 

3 

5 640 

1 070 

14 500 

7 250 

2 300 

4 950 

1 500 


92 

242 955 

32 414 

569 770,2 

284 885 

144 967 

139 918 

*60 730,5 
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Aufstellung der Schnellbaumaßnahmen 


An- 



zusätzliche 


Bundesausgaben | 


zahl 

der 

Vor- 


Fachrichtung 

Haupt- 

nutz- 

Arbeits- 

plätze 

Gesamt- 
kosten 
- TDM - 

Höchst- 

betrag 

1970 

1971 

Landes- 

ausgaben 

haben 



fläche 

Anzahl 


- TDM - 


30 


1 

Mathematik und Na- 
turwissenschaften . . . 

96 610 

10 745 

221 919,1 

110 959,5 

52 337,0 

58 622,5 

20 047,0 


6 

1.1 

Mathematik 

6 980 

1 071 

12 066,0 

6 033,0 

4 155,5 

1 877,5 

955,5 


6 

1.2 

Chemie 

9 839 

739 

32 888,0 

16 444,0 

4 191,5 

12 252,5 

2 931,5 


6 

1.3 

Biologie 

9 612 

895 

16 845,1 

8 422,5 

7 050,0 

1 372,5 

1 550,0 


2 

1.4 

Mikrobiologie .... 

1 450 

170 

2 380,0 

1 190,0 

1 190,0 

— 

810,0 


10 

1.5 

Vorhaben mit mehre- 
ren der o. a. Fachrich- 
tungen 

68 729 

7 870 

157 740,0 

78 870,0 

35 750,0 

43 120,0 

13 800,0 

4 


2 

Ingenieurwissen- 
schaften 

12 490 

850 

35 813.5 

17 906,8 

4 540,0 

13 366,8 

3 040,0 


3 

2.1 

Elektrotechnik/Elek- 
tronik 

11 500 

650 

32 683,5 

16 341,8 

3 540,0 

12 801,8 

3 040,0 


1 

2.2 

Sonstige Ingenieur- 
wissenschaften .... 

990 

200 

3 130,0 

1 565,0 

1 000,0 

565,0 


10 


3 

Human-Medizin und 
Pharmazie 

20 267 

2212 

75 113,0 

37 556,5 

13 689,0 

23 867,5 

4 389,0 


7 

3.1 

Vorklinisdi-Theoreti- 
sche Medizin 

13 380 

1 625 

94 935,0 

24 967,5 

10 850,0 

14 117,5 

3 550,0 


1 

3.2 

Zahnmedizin 

220 

80 

950,0 

475,0 

475,0 

— 

475,0 


2 

3.3 

Pharmazie 

6 667 

507 

24 228,0 

12 114,0 

2 364,0 

9 750,0 

364,0 

2 


4 

Veterinärmedizin . . . 

5 900 

196 

9 000,0 

4 500,0 

2 000,0 

2 500,0 

— 

31 


5 

Geisteswissenschaften 

59 713 

11 027 

107 700,1 

53 850,0 

35 844,0 

18 006,0 

20 787,0 


24 

5.1 

Lehrerausbildung 
(insbesondere PHs) . . 

39 463 

7 384 

58 948.1 

29 474,0 

21 535,0 

7 939,0 

14 878,0 


7 

5.2 

Sonstige Geisteswis- 
senschaften 

20 250 

3 643 

48 752,0 

24 376,0 

14 309,0 

10 067,0 

5 909.0 

6 


6 

Rechts-, Wirtschafts- 
und Sozialwissen- 
schaften 

17716 

2 794 

26 580,0 

13 290,0 

7 640,0 

5 650,0 

6 490,0 

1 


7 

Land-, Forst- und 
Hauswirtschaft .... 

1 056 

40 

3 500,0 

1 750,0 

500,0 

1 250,0 

— 

8 


8 

Gemeinsame (zentra- 
le) Einrichtungen . . . 

i 

29 203 

4 550 

90 144,5 

45 072,2 

28 417,0 

16 655,2 

5 977,5 


1 

8.1 

Rechenzentren .... 

- 6 500 

1 500 

38 000,0 

19 000,0 

8 000,0 

1 1 000,0 

— 


1 

8.2 

Mensen 

600 

— 

1 395,0 

697,5 

697,0 

0,5 

697,5 


5 

8.3 

Verfügungs- und 
Mehrzweckgebäude . 

22 103 

2 700 

48 309,5 

24 154,7 

18 750,0 

5 404,7 

4 750,0 


1 

8.4 

Sonstiges 

i 

350 

2 440,0 

1 220,0 

970,0 

250.0 

530,0 

92 


Insgesamt 

242 955 

32 414 

569 770,2 

284 885,0 

144 967,0 

139 918,0 

60 730,5 

1 
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Das Schnellbauprogramm 1970/71 war als Uber- | 
gangsmaßnahme bis zum Wirksamwerden des . 
ersten Rahmenplans konzipiert und stellt einen I 
Vorgriff auf ein Gesamtprogramm zum systemati- I 
sehen Abbau des Numerus clausus dar. Es wird in ; 
dieser Form im nächsten Jahr auslaufen. Grundlage 
für den Hochschulbau nach 1971 wird der erste 
gemeinsame Rahmenplan von Bund und Ländern 
für die Jahre 1972 bis 1975 sein. Der Wissenschafts- 
rat wird zu den Anmeldungen der Länder zum 
Rahmenplan Empfehlungen aussprechen. Die Prü- 
fung und Abstimmung dieser Unterlagen durch den 
Planungsausschuß und deren Umsetzung in Entschei- 
dungen und Programme wird besonders unter dem 
Aspekt der Beseitigung des Numerus clausus stehen. 

Die Förderung von Bauvorhaben darf allerdings 
keinesfalls ausschließlich unter diesem Aspekt ste- 
hen. Die Hochschulen könnten sonst versucht sein, 
den Numerus clauses für ein Fach pro forma ein- 
zuführen, um auf diesem Wege die Berücksichtigung 
von Bauvorhaben im Rahmenplan zu erreichen mit 
der Folge, daß das Programm zum Abbau des 
Numerus clausus dann geradezu dessen Ausweitung 
bewirken würde. Diese Gefahr besteht vor allem, 
solange noch keine objektiven Kriterien zur Be- 
stimmung der Voraussetzungen des Numerus clau- 
sus vorhanden sind. 

Der Ausbau der Hochschulen wird daher auch die 
Fächer nicht vernachlässigen dürfen, in denen ins- 
gesamt oder in der Mehrzahl der Ausbildungsstätten 
kein Numerus clausus besteht. Ferner müssen die 
Hochschuleinrichtungen besonders gefördert wer- 
den, die jetzt in den Gesamthochschulbereich ein- 
bezogen werden. Hier wird ein beträchtlicher Nach- 
holbedarf zu decken sein, um einer ähnlich pre- 
kären Lage, wie sie bei den bisher sogenannten 
wissenschaftlichen Hochschulen besteht, rechtzeitig 
vorzubeugen. 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, im Zu- 
sammenhang mit der gesamten Bildungsfinanzie- 
rung auch die Frage zu prüfen, ob der Anteil des 
Bundes bei den für den Hochschulbau erforderlichen 
Finanzierungsmitteln erhöht werden sollte. 

Die Frage, wie die Einstellung zusätzlicher wissen- 
schaftlicher Kräfte zur Behebung personeller Eng- 
pässe geregelt werden kann, wird auf der Grund- 
lage der Empfehlungen des Wissenschaftsrates in 
der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
erörtert werden. 


Zu Punkt 4 des Beschlusses des Bundestages 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

gemeinsam mit den Ländern die Studien- 
wünsche des Jahrgangs 1970 festzustellen. Da- 
bei ist von einheitlichen Kriterien auszugehen. 

Die Kultusminister und Senatoren der Länder und 
der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
haben bereits im April/Mai 1970 eine Abiturienten- 
umfrage durchgeführt. Die technische Durchführung 


und Ausführung der Umfrage lag in den Händen 
der Hochschul-Informations-System GmbH (HIS), die 
die Abiturientenumfrage im einzelnen auswerten 
und veröffentlichen wird. 

Mit der Abiturientenumfrage sollte zum ersten Mal 
im gesamten Bundesgebiet versucht werden, einen 
Überblick über die Studienabsichten von Abiturien- 
ten für das Wintersemester 1970/71 und das Som- 
mersemester 1971 zu erhalten. Aufgrund der Erfah- 
rungen im ersten Jahr ist zu hoffen, daß im Laufe 
der folgenden Jahre erweiterte und exaktere Befra- 
gungen wichtige Daten für die Planung des Hoch- 
schulbaus und der individuellen Studienberatung er- 
geben werden. Aus der ersten Umfrage können — 
mangels Erfahrung und Vollständigkeit — solche 
zuverlässigen Entscheidungshilfen noch nicht ge- 
wonnen werden. Immerhin ergab sie erste Anhalts- 
punkte und interessante Aufschlüsse. 

Als wesentliche Ergebnisse der Befragung können 
unbeschadet der weiteren Auswertung folgende 
Punkte festgestellt werden: 

a) Von den befragten Abiturienten beabsichtigen 
90,7 V. H. ein Studium aufzunehmen. Ein Ver- 
gleich der Studienbereitschaft der Abiturienten 
früherer Jahre mit dem Ergebnis aus der Abitu- 
rientenumfrage zeigt, daß die durchschnittliche 
Studienbereitschaft geringfügig gestiegen ist. 
Dies ist im wesentlichen darauf zurückzuführen, 
daß bei den Abiturientinnen eine steigende Stu- 
dienwilligkeit festgestellt werden konnte. 

b) Die Abiturientenumfrage läßt erkennen, daß 
unter den Befragten eine relativ hohe Bereit- 
schaft besteht, für den Fall einer Studienplatz- 
beschränkung statt des zunächst in Aussicht ge- 
nommenen Studienorts auch an einer anderen 
Hochschule zu studieren. Rund 58,5 v. H. waren 
dazu bereit. 

c) Die Umfrage ergibt andererseits, daß ein weit- 
aus geringerer Anteil der Befragten bereit ist, 
bei Studienplatzbeschränkung statt des beabsich- 
tigten Studienfaches ein anderes zu wählen. 
Nur 12,5 V. H. der Befragten waren hierzu bereit. 

d) Eine Untersuchung der geäußerten Studien- 
wünsche, die die befragten Studienwilligen für 
das Wintersemester 1970/71 angegeben haben, 
zeigt, daß rund 30 v. H. der Befragten einen 
Lehrberuf anstreben. Hiervon beabsichtigt rund 
die Hälfte, ein Studium für Lehrtätigkeit an 
Grundschulen und Sonderschulen aufzunehmen. 
Von der anderen Hälfte möchten rund V 4 natur- 
wissenschaftliche Fächer und rund Vs geistes- 
wissenschaftliche Fächer studieren, die für das 
Lehramt an Realschulen und Gymnasien befähi- 
gen. Der Anteil derer, die Humanmedizin und 
Zahnmedizin zu studieren beabsichtigen, ist wei- 
terhin groß. 

Die Bundesregierung sieht diese Umfrage als den 
ersten Versuch einer systematischen Erhebung an, 
die hinsichtlich ihrer Methode und ihrer Ergebnisse 
noch zu überprüfen ist. Sie wird sich gemeinsam 
mit den Ländern darum bemühen, in den kommen- 


6 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1338 


den Jahren erweiterte und verbesserte Abiturienten- 
umfragen durdizuführen, um hierdurch statistische 
Daten zu erhalten, die so zuverlässig sind, daß sie 
für eine Planung des Hochschulbaus und für eine 
individuelle Studienberatung verwendet werden 
können. 


Zu Punkt 5 des Beschlusses des Bundestages 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

den Ausbau und Neubau von Hochschulen mit 
Hilfe rationeller Bauverfahren zu beschleunigen 
und die vorhandenen Kapazitäten rationell 
zu nutzen. 

Die Bundesregierung hat bereits bei früheren Gele- 
genheiten und zuletzt in ihrem Bericht zur Bildungs- 
politik erklärt, daß es im Hochsdiulbau nicht nur auf 
eine vermehrte Bautätigkeit, sondern in gleicher 
Weise auf eine Rationalisierung der Bauverfahren 
von der Planung bis zur Fertigstellung der Bauten 
ankommt. 

Dazu sind zunächst drei Probleme aufgegriffen 
worden: 

— Vereinfachung des Planungs- und Genehmi- 
gungsverfahrens, 

— Rationalisierung des Produktionsverfahrens, 

— intensivere Nutzung der räumlichen Kapazität 
von Hochschuleinrichtungen, 

a) Neubau und Ausbau der Hochschulen lassen sich 
beschleunigen durch eine Verkürzung des Pla- 
nungs- und Baugenehmigungsverfahrens. An die 
Stelle der bisher detaillierten und auf den Nutzer 
bezogenen Raumprogramme muß ein Rahmen- 
bauprogramm treten. Der Flächenbedarf wird 
nach Flächenrichtwerten — gemessen in Quadrat- 
meter pro Student — und der Bauinvestitions- 
bedarf nach Kostenrichtwerten — gemessen in 
DM pro Quadratmeter Nettonutzfläche — be- 
rechnet. Eine Richtwerttabelle macht deutlich, 
welche Daten und Annahmen den Flächenricht- 
werten zugrunde gelegt werden. Die Raumauf- 
teilung und Festlegung der Erstnutzung erfolgt 
erst während der Bauplanung. Der Einfluß der 
Nutzer wird zugunsten einer weitgehenden 
„Nutzungsneutralität" auf das notwendige Maß 
beschränkt, über Programm, Planung und Finan- 
zierung wie über die Baugenehmigung muß in 
gemeinsamen Sitzungen aller entscheidungs- 
befugten Mitglieder beschlossen werden. 

Um die Fragen der Beschleunigung des Planungs- 
und Genehmigungsverfahrens und bisherige Er- 
fahrungen zu analysieren, hat der Planungsaus- 
schuß für den Hochschulbau einen Unterausschuß 
eingesetzt. Vertreter des Bundes und der Länder 
sind beauftragt, die Möglichkeiten zu Planungs- 
zeitverkürzungen zu untersuchen und Wege auf- 
zuzeigen, gemeinsam erarbeitete Vorschläge ver- 
bindlich in den Bauablauf umzusetzen. Die ersten 
Beschlußvorschläge lagen dem Planungsausschuß 
vor. Sie sind im Oktober verabschiedet worden. 


b) Die Rationalisierung der Bauverfahren, z. B. 
durch die Herstellung großer Serien, wird bisher 
im Hochschulbau nur vereinzelt betrieben. Die 
Möglichkeiten sind bei weitem nicht aus- 
geschöpft. Die Personallage auf dem Baumarkt, 
der Zeitdruck und die Kostenentwicklung ma- 
chen es erforderlich, daß die Bauwirtschaft zu 
industrieller Bauweise übergeht und neue Me- 
thoden der Bauplanung und -durchführung er- 
probt werden. Dazu kann die Verwendung von 
Standards und Typen für den Rohbau, den Aus- 
bau und die Erstausstattung beitragen ebenso 
wie die Auftragsvergabe in Form von Sammel- 
aufträgen oder die Beteiligung ausländischer 
Firmen. 

Für die in nächster Zeit erforderlichen räumlichen 
Kapazitäten wird es entscheidend sein, ein Ver- 
fahren zu entwickeln, durch das rasch funktions- 
fähige Betriebseinheiten geschaffen werden kön- 
nen, Das Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft prüft zur Zeit den Entwurf für ein 
Projekt zur Erstellung von Serien schlüsselferti- 
ger Hochschulgebäude und wird dem Planungs- 
ausschuß für den Hochschulbau hierzu einen Pro- 
grammvorschlag vorlegen. Das Ziel dieses Pro- 
jektes ist, zwei Möglichkeiten der Rationalisie- 
rung gleichzeitig zu nutzen: die Vorteile, die sich 
aus der kombinierten Bearbeitung von Entwurfs- 
und Produktionsplanung ergeben, und die Vor- 
teile, in großen Serien bauen zu können, indem 
die Bauaufträge für die Hochschulen mehrerer 
Länder gebündelt werden. 

Der Vorschlag sieht vor, zunächst Prototypen zu 
entwickeln und anschließend Serien von schlüs- 
selfertigen Universitätsgebäuden in einem mehr- 
jährigen, koordinierten Programm des Bundes 
und der Länder zu errichten. 

c) Zur Beseitigung des Numerus clausus kann nach 
Ansicht der Bundesregierung vor allem eine 
intensivere Nutzung der vorhandenen räum- 
lichen Kapazität der Hochschulen beitragen. Das 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
wird diese Fragen auf Grund einer Absprache 
im Planungsausschuß in Form einer System- 
analyse untersuchen lassen. 

Zur Zeit besteht eine offenkundige Diskrepanz zwi- 
schen enormen Investitionsaufwendungen im Hoch- 
schulbereich und der verhältnismäßig geringen zeit- 
lichen Nutzung der Hochschulgebäude, Einrichtun- 
gen und Anlagen. Diese Diskrepanz ist wesentlich 
auf ciie gegenwärtigen Studienordnungen zurück- 
zuführen. Die geplante Untersuchung soll deshalb 
Aussagen darüber ergeben, welche Vor- und Nach- 
teile die verschiedenen Möglichkeiten — Einführung 
von Schichtbetrieb in Form von Tages- und Abend- 
studium und einer Änderung der zeitlichen Gliede- 
rung des akademischen Jahres — bieten. Dabei wer- 
den Personalbedarf, organisatorische Konsequenzen 
und zusätzliche und eingesparte Aufwendungen 
gegenübergestellt. 

Für das Wintersemester 1 970-/7 1* sind im Abstim- 
mung mit dem Planungsausschuß für den Hochschul- 
bau stichprobenartige Erhebungen über den Zustand 
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und die Nutzung der Räume in den Hochschulen 
und über organisatorische Arbeitsabläufe an den 
Hochschulen vorgesehen. Erste Untersuchungsergeb- 
nisse und ein Bericht über alternative Möglichkeiten 
der Nutzung werden für den Sommer 1971 erwartet. 
Parallel zu diesem Forschungsvorhaben sollen be- 
reits vorliegende Erfahrungen mit Betriebssteue- 
rungsinstrumenten ausgewertet werden. Der Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft wird in Ab- 
stimmung mit dem Planungsausschuß Mittel bereit- 
stellen, um einigen Universitäten die Einführung 
von „koordinierten Stundenplänen" zu ermöglichen. 
Die Gestaltung solcher Stundenpläne kann dazu bei- 
tragen — auch bei Beibehaltung der heutigen Stu- 
dienordnung — eine bessere Nutzung von Lehr- 
und Übungsräumen zu gewährleisten. Betriebssteue- 
rungsinstrumente erlauben gleichzeitig eine bessere 
Koordinierung der individuellen Studienpläne und 
damit eine Studienzeitverkürzung. 


Zu Punkt 6 des Beschlusses des Bundestages 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

die Verwirklichung eines Nachwuchsförderungs- 
programms mit den Ländern zu erörtern mit 
dem Ziel, die Lehrkörper an den Hochschulen 
u. a. durch die Ausweitung des Graduierten- 
programms und Stellen für Studien- und Berufs- 
beratung unverzüglich zu erweitern. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat dem Bundestagsausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft gemäß dessen Beschluß vom 19. März 1970 
am 18, Juni 1970 einen Bericht über die Förderung 
von Graduierten an den Hochschulen vorgelegt und 
ihn den Mitgliedern des Planungsausschusses am 
13. Juli 1970 zugeleitet. Er hat in diesem Bericht 
festgestellt, daß der Erlaß eines Bundesgesetzes die 
sachgerechte Grundlage für die Verwirklichung 
eines Nachwuchsförderungsprogramms ist. Der Bun- 
desminister für Bildung und Wissenschaft hat an- 
gekündigt, daß die Bundesregierung zu gegebener 
Zeit einen Gesetzentwurf im Bundestag einbringen 
werde. Die Vorarbeiten hierzu sind im Gange. 

Die Bundesregierung wird in dem Gesetzentwurf 
die Voraussetzungen dafür schaffen, daß der wissen- 
schaftliche Nachwuchs sich der Promotion oder 
einem Ergänzungs- oder Vertiefungsstudium wid- 
men kann. Die Förderung der Promotion wird es 
jungen Wissenschaftlern ermöglichen, sich für eine 
Tätigkeit als Hochschullehrer zu qualifizieren. Da- 
durch wird die Reform der Lehrkörper- und Per- 
sonalstruktur der Hochschulen, die durch das gegen- 
wärtig von der Bundesregierung vorbereitete Hoch- 
schulrahmengesetz eingeleitet werden soll, nach- 
haltig unterstützt. Zugleich wird die Bundesregie- 
rung gewährleisten, daß die Förderung nicht allein 
dem steigenden Bedarf an Hochschullehrern gerecht 
wird, sondern ebenso dem Bedarf an qualifizierten 
jungen Wissenschaftlern in anderen Berufen in 
Wirtschaft und Gesellschaft. 


Die Förderung von Ergänzungs- und Vertiefungs- 
studien soll Hochschulabsolventen, die zu selbstän- 
diger wissenschaftlicher Arbeit überdurchschnittlich 
befähigt sind, Gelegenheit geben, sich unmittelbar 
an der Forschung zu beteiligen und hierbei moderne 
Formen der Forschung, wie die Teamarbeit, kennen- 
zulernen und zu erproben. Die Förderung des Zweit- 
studiums hingegen soll nach wie vor den Maßnah- 
men der Ausbildungsförderung Vorbehalten bleiben. 

Die Graduiertenförderung wird als Stipendium ge- 
währt werden, um dem wissenschaftlichen Nach- 
wuchs eine konzentrierte, nicht durch Dienstlei- 
stungsverpflichtungen belastete Forschungstätigkeit 
zu ermöglichen. Für diesen Zweck wird eine monat- 
liche Grundförderung von 900 DM für Ledige und 
von 1100 DM für. Verheiratete für erforderlich gehal- 
ten. Die Bundesregierung beabsichtigt, daß der Bund 
im Anlauf jahr 1971 90 v. H. der Kosten dieses Pro- 
gramms übernimmt und zunächst in einer Über- 
gangszeit bis 1973 75 v. H. der Mittel bereitstellt. 
Im Entwurf des Bundeshaushalts für 1971 hat die 
Bundesregierung für die Graduiertenförderung 
51,5 Millionen DM veranschlagt, um die Gewährung 
von rd. 5000 Stipendien zu ermöglichen. Ab 1973 
sollen jährlich etwa 10 000 Hochschulabsolventen 
neu in die Förderung aufgenommen werden. Die 
jährlichen Aufwendungen für die Graduiertenförde- 
rung werden sich dann bei einer durchschnittlichen 
Förderungsdauer von zwei Jahren auf etwa 240 Mil- 
lionen DM jährlich belaufen. Die Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses in diesem Umfang 
ist erforderlich, nachdem die Zahl der abgeschlos- 
senen Promotionen mit der Entwicklung der Studen- 
tenzahlen in keiner Weise Schritt gehalten hat: die 
absolute Zahl der jährlichen Doktorexamen ist sogar 
Mitte der 50er Jahre allmählich zurückgegangen und 
hat auch gegenwärtig den Stand von 1953 noch nicht 
wesentlich überschritten. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
hat bereits in der Sitzung des Planungsausschusses 
vom 17. Juni 1970 die Länder über die Grundzüge 
der beabsichtigten Förderungsmaßnahmen unterrich- 
tet. Der Planungsausschuß hat in dieser Sitzung eine 
Projektgruppe eingesetzt mit dem Auftrag, die Vor- 
stellungen der Bundesregierung über die Förderung 
von Graduierten zu beraten. Die Projektgruppe hat 
inzwischen dem Planungsausschuß über ihre Arbeit 
berichtet. 

Das gegenwärtig von der Bundesregierung vorbe- 
reitete Nachwuchsförderungsprogramm wird länger- 
fristig zu einer Erweiterung des Lehrkörpers an den 
Hochschulen führen. Eine Ergänzung dieser Maßnah- 
men muß durch Einrichtung von Stellen für die 
Studien- und Berufsberatung erfolgen. Die Bundes- 
regierung ist bereit, sich in einer Anlaufzeit an den 
dafür entstehenden Kosten zu beteiligen. Eine solche 
Beteiligung setzt eine Vereinbarung mit den Län- 
dern oder “einigen Ländern nach Artikel 91b GG 
voraus. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat bereits Vorstellun- 
gen über Inhalt, Ziel und Aufgabenverteilung eines 
institutionalisierten Dienstes der Studien- und Be- 
rufsberatung entwickelt. Die Überlegungen gehen 
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davon aus, daß es nicht Sinn einer Studienberatung j 
sein kann, lediglich Hinweise über die Anlage des 
Studiums zu geben. Bei einer zunehmenden Diffe- ; 
renzierung des Lehrangebots kann der Beratungs- j 
dienst an der Hochschule nur dann seine Aufgabe in 
zeitgerechter Weise erfüllen, wenn er sich als eine 
studienbezogene berufliche Bildungsberatung ver- 
steht. Das würde voraussetzen, daß die organisato- 
rische Distanz zwischen der für die Berufsberatung 
zuständigen Arbeitsverwaltung und den mit der 
Studienberatung betrauten Stellen und Fachkräften 
in der Hochschule überwunden wird. Auch hierzu 
bedarf es einer Vereinbarung zwischen den Kultus- 
ministern und den Landesarbeitsämtern. 


Zu Punkt 7 des Beschlusses des Bundestages 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

das Fernstudium im Medienverbund rasch zu 

ermöglichen. 

Die Bundesregierung unterstützt alle Bestrebungen 
zur Einführung des Fernstudiums als integrierten 
Bestandteil des Hochschulsystems. Sie begrüßt daher 
die am 30. Juni 1970 vorgelegten Empfehlungen des 
von der Kultusministerkonferenz im November 1969 
eingesetzten Vorbereitungsausschusses „Fernstu- 
dium im Medienverbund" und den ihnen beigefüg- 
ten Entwurf eines Abkommens zwischen Bund und 
Ländern. Organisatorischer Grundgedanke der Emp- 
fehlungen ist die Zusammenarbeit von Hochschulen, 
Rundfunkanstalten und Staat. Damit wird gewähr- 
leistet, daß Fernstudieneinheiten als Bausteine für 
das Studium aller Phasen, vom propädeutischen 
Kurs bis zum Kontakstudium entwickelt werden und 
daß die didaktische Forschung ebenso wie die Ko- 
ordination der notwendigen zentralen und dezen- 
tralen Dienstleistungen dem als Einheit verstande- 
nen Hochschulsystem zugute kommen. Zu diesem 
Zweck sollen alle Hochschulen und die nach Landes- 
recht errichteten Rundfunkanstalten in einem Ver- 
bund Zusammenwirken. Bund und Länder tragen den 
Zuschußbedarf des Verbundes je zur Hälfte und wir- 
ken in einem Kuratorium des Verbundes mit, zu 
dessen Aufgaben im wesentlichen die Genehmigung 
der Arbeitsplanung des Verbundes und die Auf- 
stellung des Haushaltsplans gehören. 

Die Bundesregierung betrachtet die Empfehlungen 
und den Abkommensentwurf als Grundlage für die 
notwendigen Verhandlungen auf staatlicher Seite. 
Die Konferenz der Kultusminister hat auf ihrer 
139. Sitzung am 8./9. Oktober 1970 ebenfalls be- 
schlossen, die Empfehlungen und den Abkommens- 
entwurf allen weiteren Beratungen und Verhand- 
lungen zugrunde zu legen. Die Bund-Länder-Kommis- 
sion für Bildungsplanung hat auf ihrer 1. Sitzung 
am 29. Juli 1970 eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die 
alle noch nicht endgültig geklärten Fragen zum Ab- 
schluß eines Abkommens und hinsichtlich des nöti- 
gen finanziellen Aufwandes entscheidungsreif klä- 
ren soll. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, 
das Abkommen nach Prüfung aller Gesichtspunkte 
unverzüglich abzuschließen, damit noch 1971 alle 


erforderlichen Voraussetzungen für die baldige Ar- 
beitsaufnahme eines Verbundes für das Fernstudium 
geschaffen werden können. 

Die Entwicklung und Erprobung von Fernstudien- 
einheiten wirft allerdings viele neuartige koch- 
schul- und mediendidaktische Probleme auf. Um 
keine Zeit zu versäumen, hat der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft bereits in diesem Jahr 
Mittel für entsprechende Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten in Höhe von 1,6 Millionen DM bereit- 
gestellt. Diese Mittel werden im kommenden Haus- 
haltsjahr auf 2,6 Millionen DM ansteigen. Auch die 
Stiftung Volkswagenwerk hat für Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte im Zusammenhang mit dem 
Fernstudium einen Betrag von 5,7 Millionen DM 
bereitgestellt. In der Zwischenzeit sind bereits von 
Arbeitsgruppen an vielen Hochschulen Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben angemeldet worden. 
Auch einige Rundfunkanstalten haben sich intensiv 
in diese Entwicklung eingeschaltet. Bei realistischer 
Betrachtung wird jedoch davon auszugehen sein, 
daß erst etwa ab 1974/75 Fernstudieneinheiten in 
das Lehrangebot einer Reihe von Fachbereichen ein- 
bezogen werden können. 


Zu Punkt 8 des Beschlusses des Bundestages 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

eine Projektgruppe zur Planung und Koordinie- 
rung aller Maßnahmen zu bilden, die zur Über- 
windung des Numerus clausus führen können. 
Dieser Projektgruppe sollen die verantwort- 
lichen Institutionen des Bundes, der Länder und 
der Wissenschaft angehören. 

Der Vorschlag, eine Projektgruppe zur Planung und 
Koordinierung aller Maßnahmen zu bilden, die zur 
Überwindung des Numerus clausus führen können, 
ist mehrfach zwischen dem Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft und dem Ausschuß für Bil- 
dung und Wissenschaft des Deutschen Bundestages 
erörtert worden. Der Vorsitzende des Ausschusses 
hat seine Vorstellungen zuletzt in seinem Schreiben 
vom 16. Februar 1970 an den Präsidenten der Kul- 
tusministerkonferenz dargelegt und angeregt, eine 
Projektgruppe „Bildungs- und Wissenschaftsfinan- 
zierung bis 1980" einzusetzen, die sich in diesem 
Rahmen vordringlich mit dem Numerus clausus be- 
fassen soll. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Bildungsbericht 
diese Anregung aufgegriffen. Wie der Bundesmini- 
ster für Bildung und Wissenschaft in der Bundes- 
tagsdebatte zum Numerus clausus am 21. Januar 1970 
mitgeteilt hat, hat sich der Planungsausschuß für den 
Hochschulbau bereits in seiner konstituierenden 
Sitzung mit dieser Frage befaßt. In den weiteren Be- 
ratungen zur Aufstellung des ersten gemeinsamen 
Rahmenplans für den Ausbau und Neubau von 
Hochschulen hat er den Vorschlag des Ausschußvor- 
sitzenden in Anwesenheit von dessen Vertreter aus- 
führlich erörtert. Dabei hatten die Vertreter der Län- 
der gegen die Einsetzung eines weiteren Gremiums 
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überwiegend Bedenken. Sie waren der Ansicht, daß ! 
der Planungsausschuß selbst eine Projektgruppe im ; 
Sinne der Vorstellungen des Bundestagsausschusses | 
und daß deshalb die Einsetzung eines Unteraus- ^ 
Schusses oder einer Expertengruppe zur Ausarbei- | 
tung eines umfassenden Plans für die Behebung i 
des Numerus clausus nicht erforderlich sei. Die Er- j 
fahrung zeige die Notwendigkeit, die jetzt erforder- ; 
liehen Maßnahmen in Gremien zu erörtern und zu | 
beschließen, die mit Entscheidungsbefugnissen aus- | 
gestattet seien. Die Einsetzung einer weiteren Pro- ; 
jektgruppe erschwere die Arbeit der bereits be- 
stehenden Gremien. Die Bundesregierung wird u. U. 
je nach dem Gang der weiteren Beratungen im Pla- 
nungsausschuß prüfen, ob sie erneut die Einsetzung 
einer Projektgruppe zur Diskussion stellen wird. 


Zu Punkt 9 des Beschlusses des Bundestages i 

i 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, ! 

I 

mit Hilfe der Bildungsforschung ein Verfahren i 
zu entwickeln, das es erlaubt, den Bildungs- j 
wünsch des einzelnen und den Bedarf der Ge- 
sellschaft organisatorisch und pädagogisch opti- 
mal in Übereinstimmung zu bringen. 

Diskrepanzen zwischen den Berufswünschen des ein- 
zelnen und dem Bedarf der Gesellschaft an Hoch- 
schulabsolventen sind zu allen Zeiten aufgetreten. 
Der Arbeitsmarkt hat sich gerade bei den hochquali- 
fizierten Arbeitskräften jedoch bislang als genügend 
flexibel erwiesen, solche Diskrepanzen auszuglei- 
chen. Bei der rasch wachsenden Zahl von Studenten 
und Hochschulabsolventen kann das Problem künftig 
jedoch gravierender sein. Um größere Fehlentwick- 
lungen zu vermeiden, hält die Bundesregierung fol- 
gende Schritte für erforderlich: 

a) Es ist notwendig, die Studienwünsche . und Be- 
rufserwartungen der Abiturienten besser kennen 
und prognostizieren zu lernen. Diesem Ziel die- 
nen nicht nur die bereits erwähnte Abiturienten- 
umfrage, sondern auch Forschungsaufträge, die 
die Bundesregierung zu dieser Frage vergibt (In- 
stitut für sozio-ökonomische Strukturforschung, 
Köln; Arbeitsgruppe Standortforschung, Han- 
nover; Sozialwissenschaftliches Forschungsinsti- 
tut, Göttingen). Diese Forschungsarbeiten sollen 
die Motivationsstruktur der Studienbewerber auf- 
hellen und Prognosen über ihre Studienwahl er- 
möglichen. 

b) Es ist erforderlich, den Bedarf an Hochschulab- 
solventen besser abzuschätzen. Die Bundesregie- 
rung wird in den kommenden Monaten die Er- 
gebnisse von zwei Forschungsaufträgen veröf- 
fentlichen, die sie zu diesem Thema an zwei In- 
stitute vergeben hat. Wenn diese beiden For- 
schungsarbeiten auch erhebliche Verbesserungen 
gegenüber den bisherigen Ansätzen bringen, 
fehlt es jedoch immer noch an genaueren Kennt- 
nissen über die qualitativen Zusammenhänge 
zwischen technischem Fortschritt und Berufsan- 
forderungen, zwischen Ausbildungsinhalten und 


Anforderungen der Berufswelt. Sie werden we- 
gen der stetigen Entwicklung der Berufswelt und 
der Veränderung von Berufsfeldern nur mit gro- 
ßen methodischen Schwierigkeiten hinreichend 
genau zu erreichen sein. Auch die Steuerungs- 
mechanismen des Arbeitsmarktes sind für den 
Bereich der hochqualifizierten Arbeitskräfte 
weitgehend unbekannt. Der Planungsausschuß 
für den Hochschulbau hat daher beschlossen, ein 
Forschungsprogramm zum Bedarf an Hochschul- 
absolventen zu entwickeln und in den beiden 
kommenden Jahren durchzuführen. Die Arbeiten 
an diesem Programm sind gegenwärtig im Gange. 

c) Die Ausbildungsgänge müssen so gestaltet wer- 
den, daß sie zu einem möglichst breiten Spek- 
trum beruflicher Tätigkeiten qualifizieren. Dem 
soll auch die Konzeption neuer Studiengänge im 
Hochschulbereich Rechnung tragen. 

d) Durch eine verbesserte Studienberatung sollte 
dem Studienbewerber die Möglichkeit gegeben 
werden, sich umfassend über die Berufschancen 
der einzelnen Ausbildungsgänge zu orientieren. 
Da der überwiegende Teil der Studienbewerber 
später einen seinen Fähigkeiten entsprechenden 
Arbeitsplatz finden will, werden viele angehende 
Studenten bereit sein, sich hier beraten zu las- 
sen. Voraussetzung für eine solche Beratung ist 
freilich eine bessere Kenntnis des künftigen Ar- 
beitsmarktes. Hierzu wird ein effektives Verfah- 
ren noch zu entwickeln sein. 


Zu Punkt 10 des Beschlusses des Bundestages 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

mit den Ländern in Verhandlungen darüber ein- 
zutreten, wie der Bund die den Ländern durch 
das Ausländerstudium entstehenden beträcht- 
lichen Kosten erstatten kann. 

Die Frage einer Beteiligung des Bundes an den 
Kosten, die den Ländern durch das Ausländerstu- 
dium entstehen, oder die vollständige Übernahme 
dieser Kosten ist in den vergangenen Monaten wie- 
derholt diskutiert worden. Insbesondere der Kultus- 
minister des Landes Rheinland-Pfalz hat sich für die 
Übernahme der Kosten des Ausländerstudiums 
durch den Bund ausgesprochen. 

Die Kosten für das Ausländerstudium sind Bestand- 
teil der fortdaurenden Kosten im Hochschulbereich, 
die nach der Verfassung den Ländern obliegen. Sie 
können nach den durch die Finanzreform geschaffe- 
nen allgemeinen Grundsätzen der Finanzverfassung 
nicht anders als die übrigen fortdauernden Kosten 
im Hochschulbereich behandelt werden. Im übrigen 
könnte auf diesem Wege keine wesentliche Ent- 
lastung der Länder erreicht werden, besonders, wenn 
man diese Kosten in einen Vergleich zu den Auf- 
wendungen im Hochschulbereich setzt. Die Gesamt- 
aufwendungen der Länder für fortdauernde Kosten 
betragen 1970 für ausländische Studenten nach 
Schätzungen des Bundesministeriums für Bildung 
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und Wissenschaft etwa 300 Millionen DM, für den 
gesamten Hochschulbereich liegen sie bei etwa 
3,5 Mrd. DM. 

Der Anteil der Ausländer an der Gesamtzahl der 
Studenten in der Bundesrepublik beträgt gegenwär- 
tig 6,8 ®/o. Dieser Anteil wird in den nächsten Jah- 
ren relativ sinken, auch wenn die Zahl ausländischer 
Studenten absolut leicht steigen wird. Infolgedessen 
wird sich der auf ausländische Studenten entfallende 
Kostenanteil nur unwesentlich verändern. 

Nach Ansicht der Bundesregierung ist es zunächst 
erforderlich, die Aufstellung des Bildungsgesamtpla- 
nes und des Bildungsbudgets abzuwarten. Erst in 
diesem Zusammenhang kann auch die Frage einer 
Änderung der Verteilung von Lasten zwischen Bund 
und Ländern sinnvoll erörtert werden. 
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